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Zur Publikation

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom  

10. Dezember 1948 erhebt zwar den Anspruch universeller 

Geltung, schließt aber gleichwohl Viele aus. Etwa muslimisch 

geprägte Regionen des Globalen Südens, in deren Selbstver-

ständnis z.B. Demut eine wichtige Rolle spielt. Oder Kulturen, 

die Rechte nur in enger Verbindung mit Pflichten zu definie-

ren vermögen. Die Erklärung ist nämlich wesentlich geprägt 

von der Perspektive der Sieger des Zweiten Weltkriegs, kaum 

aber von Ländern wie Indien oder großen Regionen wie dem 

Afrika südlich der Sahara. 

Vor diesem Hintergrund plädiert Angelika Nußberger für ein 

neues Nachdenken über universelle Normen. Sie schlägt die 

Ausarbeitung eines »Zweiten Kapitels« der Menschenrechte 

vor, an der auch die Staaten des Globalen Südens beteiligt 

werden sollten und das neue Rechte, Pflichten und Verant-

wortlichkeiten enthalten könnte, etwa das Recht auf eine in-

takte Natur oder die Rechte künftiger Generationen.
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ANGELIKA NUßBERGER

Universelle Geltung  
der Menschenrechte –  
eine Ideologie des Westens?

1.  Werte, Geographie und Geschichte – eine anekdotische 
Annäherung

Weltkarten, die nach statistischen Daten unterschiedlich eingefärbt sind, 
können viel über Sein und Schein der Vorstellung aussagen, in einer globa-
lisierten Welt sei alles »gleich« oder gleiche sich mehr und mehr an. Ob es 
um die Alphabetisierungsrate, die Säuglingssterblichkeit, die Altersstruk-
tur der Bevölkerung, die Fettleibigkeit von Männern und Frauen oder Ein-
kommen und Vermögen geht, der »Globale Norden«, der auch Australien 
und Japan mit einschließt, hat, wenig überraschend, andere Probleme, Sor-
gen und Nöte als der »Globale Süden«.1 Auch die Perspektive von Zentrum 
und Rand ist aussagekräftig – Europa liegt in den gängigen Darstellungen 
der Welt in der Mitte;2 wären die Weltkarten auf die Pazifikregion zentriert, 
würde Europa an den Rand rücken.3 Bei der Religionszugehörigkeit bilden 
sich dagegen andere Muster heraus. Das Christentum etwa ist gleicherma-
ßen dominant in der südlichen Hälfte Afrikas wie in Südamerika und in 
einigen Ländern Europas, während der Islam in Teilen der Pazifikregion, 
in Nordafrika und im Nahen Osten im Vordergrund steht.4 Anders sieht es 
bei den Rechtssystemen aus. Das Common Law in den Vereinigten Staa-
ten, dem Vereinigten Königreich und Australien sowie einzelnen weiteren 
Ländern steht dem kontinentaleuropäischen Recht gegenüber, wobei aller-
dings viele Rechtssysteme als »gemischt« charakterisiert werden und nicht 
eindeutig zuzuordnen sind. Nur in wenigen Ländern wie etwa im Iran und 
in Saudi-Arabien baut das Recht auf der Religion auf.5 Die Krisen der Welt – 
Klima, Umwelt, Terror – treffen alle und doch nicht alle gleich.
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Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass auch das, was als »uni-
versell anerkannt« gilt und Teil des Völkerrechts geworden ist, nicht überall 
auf der Welt in derselben Weise gedeutet wird. Im Gegenteil: Wie Francis 
Wolff in seiner Studie »Plaidoyer pour l’universel« beschreibt, nehmen 
identitäre Forderungen, Nationalismen, Xenophobie und religiöse Radika-
lisierung zu.6 Selbst jene Wertsetzungen, die aus der Perspektive des »Glo-
balen Nordens« selbstverständlich und nicht hinterfragbar erscheinen, 
müssen dies aus der Perspektive des »Globalen Südens« keineswegs sein. 
Eine kleine Anekdote mag dies veranschaulichen: Anfang der 2000er Jahre 
war ich Mitglied des Expertenkomitees der Internationalen Arbeitsorgani-
sation.7 Unsere Aufgabe war, die Einhaltung von Sozialstandards weltweit 
zu überwachen. Eines der Themen war auch Kinderarbeit – die Konven-
tion zum Verbot und zu unverzüglichen Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit war gerade in Kraft getreten.8 Bei 
unserer Sitzung in Genf gab es einen Bericht zu einem vom Islam gepräg-
ten afrikanischen Mitgliedstaat, in dem kritisiert wurde, dass kleine Kinder 
vom Imam der Koranschule zum Betteln geschickt wurden; dies sollte als 
verbotene Kinderarbeit geächtet werden. Zunächst schien es, als wären wir 
uns alle einig. Aber dann meldete sich mein Kollege aus dem Senegal, ein 
hochgewachsener, schon alter Mann, ein ehemaliger Richter, der bei unse-
ren Beratungen für gewöhnlich schweigsam war. Nun aber widersprach er 
unserer Stellungnahme. Auch er selbst sei in einer Medresse, einer Koran-
schule, gewesen und vom Imam zum Betteln geschickt worden; dies sei ein 
wichtiger Teil seiner Erziehung gewesen, gelte es doch, Kinder zu »humili-
ty« zu erziehen. Wie gelänge dies besser, als wenn Kinder am eigenen Leib 
erleben, was es bedeutet, zu betteln. 

»Humility« – »Demut« ist ein Wort, mit dem wir wohl eher fremdeln. Meine 
Kolleginnen und Kollegen aus Ländern, die wir heute zum »Globalen Sü-
den« rechnen, aus Indien und Thailand, bestätigten die Ansicht unseres 
Kollegen aus dem Senegal. Ja, Demut zu erlernen, sei ein wichtiges Erzie-
hungsziel. Meine Kolleginnen aus England, Australien, den USA und ich 
sahen uns dagegen erstaunt, fast ungläubig an und schwiegen. Demut als 
Erziehungsziel? Für uns war das unvorstellbar. Den kritischen Kommentar 
zur Qualifizierung des Bettelns der Koranschüler als Kinderarbeit milder-
ten wir aber ab und suchten eine Formulierung, die über die tiefen Gräben 
der unterschiedlichen Erziehungsvorstellungen eine Brücke bauen könnte.  
Denn unsere Erziehungsziele legten ja eher den Akzent auf Durchsetzungs-
fähigkeit und Selbstbewusstsein. Aber war unsere Sicht besser, richtiger 



9

als die Sicht unseres Kollegen aus dem Senegal? Dabei ist es nicht so, dass 
Demut/humility nicht auch in der europäischen Tradition ein hoher Wert 
gewesen wäre. In der europäischen, für Kirchen und sakrale Gebäude ge-
schaffenen Kunst vergangener Jahrhunderte ist »Demut«, verstanden als 
das Bewusstsein der eigenen Unvollkommenheit und des Dienens, sogar 
ein zentrales Thema. 

Werte sind nicht statisch zu bestimmen; vielmehr sind sie der Wandlung, 
wenn auch vielleicht über lange Zeiträume hinweg, unterworfen. Und auch 
unter der Oberfläche einer allgemeinen Zustimmung – etwa zum Verbot von 
Kinderarbeit – können sehr unterschiedliche Auffassungen dazu bestehen, 
was für akzeptabel und was für inakzeptabel gehalten wird.

Dies sei noch an einem weiteren Beispiel verdeutlicht. Die erste Einigung 
zur rechtlich verbindlichen Festlegung eines menschenrechtlichen Stan-
dards, der weltweit gelten sollte und emphatisch als »zivilisatorischer Fort-
schritt« gefeiert wurde, war das Verbot der Nachtarbeit von Frauen. 1906 
unterzeichneten 13 europäische Staaten das Berner »Abkommen über das 
Verbot der Nachtarbeit der gewerblichen Arbeiterinnen«,9 nachdem eine 
Reihe von Ländern bereits zuvor entsprechende Regeln erlassen hatte und 
man Wettbewerbsnachteile ausgleichen wollte. Dagegen hatten damals 
nur die schwedischen, in Gewerkschaften organisierten Frauen Stellung 
bezogen, die eine Benachteiligung fürchteten, da damit den Frauen der be-
sonders attraktive Nachtarbeitslohn verloren ginge.10 Alle anderen waren 
einer Meinung: Nachtarbeit für Frauen war eine Misere, die es zu verbieten 
galt.11 

Ein Verbot, das zu Beginn des 20. Jahrhunderts als »zivilisato-

rische Errungenschaft« gefeiert wurde, sehen wir in der Gegen-

wart als bevormundend und patriarchalisch an.
 

Aber ein Verbot, das zu Beginn des 20. Jahrhunderts als »zivilisatorische 
Errungenschaft« gefeiert wurde, sehen wir in der Gegenwart als bevormun-
dend und patriarchalisch an; wir kritisieren es als eine inakzeptable Un-
gleichbehandlung von Männern und Frauen. Im Jahr 1980 kassierte der Eu-
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ropäische Gerichtshof in Luxemburg denn auch das Verbot und zwang die 
EU-Staaten, die 1948 eine Nachfolgekonvention zu dem Berner Abkommen 
abgeschlossen hatten,12 diese zu kündigen.13 Aber trotz dieser Kündigun-
gen – und des darin zum Ausdruck kommenden neuen Verständnisses von 
der Rolle der Frau im Arbeitsleben und von der Gleichheit der Geschlechter 
– gilt das Verbot noch in einem Drittel der Staaten der Welt,14 insbesondere 
im »Globalen Süden«, etwa in Angola, Ägypten, Guatemala oder Südafrika. 
Dort haben die Restriktionen auch als Schutzstandard einen hohen Stel-
lenwert; würde man den Standard aufgeben, würde sich die Situation der 
Frauen – so die Überzeugung der Betroffenen – deutlich verschlechtern. 

Von »Einigkeit« und von »Universalität der Werte« lässt sich 

 allenfalls in der Theorie, aber nicht in der Praxis sprechen.
 

Die Beispiele zeigen, dass man sich über zivilisatorische Errungenschaften 
und Fortschritt im Bereich der Menschenrechte nicht einig ist. Und selbst 
hohe Ratifizierungsraten von internationalen Abkommen müssen nicht 
viel bedeuten. Das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau, das die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
1979 verabschiedet hat,15 haben alle Staaten der Welt ratifiziert mit Aus-
nahme des Vatikans, Irans, Somalias, Sudans, Tongas und Niue; die USA 
und Palau haben es nur unterzeichnet, nicht ratifiziert. Das ist ein einmalig 
hoher Zustimmungswert von 185 von 193 Staaten. Aber was bedeutet das? 
Wieweit man sich an Verträge gebunden fühlt, lässt sich mit so genannten 
»Vorbehalten« dosieren. So hat, um nur ein Beispiel zu nennen, etwa Ku-
wait einen Vorbehalt eingelegt zu der Bestimmung, nach der die Vertrags-
staaten alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung 
der Frau in allen ehelichen und familiären Angelegenheiten treffen und auf 
der Grundlage der Gleichheit von Mann und Frau Rechte und Pflichten etwa 
in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, Treuhandschaft und Adoption 
gewährleisten. Kuwait erklärt in seinem Vorbehalt dazu, dass es sich an 
diese Bestimmung nicht gebunden fühle, soweit dadurch ein Konflikt zu 
den Vorschriften der islamischen Sharia entstehe.16 Von »Einigkeit« und 
von »Universalität der Werte« lässt sich insoweit allenfalls in der Theorie, 
aber nicht in der Praxis sprechen. Dem entsprechen auch die Unterschiede 
in den Grundrechtskatalogen in nationalen Verfassungen und internationa-
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len Verträgen, die Rechte ein- und ausschließen, unterschiedlich gewich-
ten und in unterschiedlichem Umfang Beschränkungen zulassen.17

Diesem Befund gegenüber steht die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, von der es heißt, sie stelle einen »gemeinsamen Maßstab für die 
Errungenschaften aller Völker und Nationen« dar.18 Die – in der englischen 
Fassung – als »Universal Declaration of Human Rights« bezeichnete Re-
solution der UN-Generalversammlung aus dem Jahr 1948 trägt das Wort 
»universal« in ihrem Titel und ist mit der Überzeugung verbunden, dass der 
»Glaube an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den 
Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau«19 von allen geteilt werde.

Aber ist das wirklich so? Oder spiegelt die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte nicht in Wirklichkeit nur eine 75 Jahre alte Wunschvorstellung 
eines kleinen Teils jener Völker und Nationen wider, die sich angemaßt 
haben, für die anderen zu sprechen, obwohl sie dazu keinen Auftrag und 
keine Vollmacht hatten? Ist die Universalität der Menschenrechte, so wie 
sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ihren Niederschlag 
gefunden hat, eine Ideologie des Westens? Der provokativ formulierte Ti-
tel des vorliegenden Essays mag dies suggerieren, ist aber mit einem Fra-
gezeichen versehen. Die Frage ist nicht einfach zu beantworten. In einem 
ersten Schritt ist die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zum 
Ausdruck kommende Idee der Universalität im historischen Kontext zu ver-
orten. Sodann gilt es den mit der Geschichte verbundenen Eurozentrismus 
und die Antworten darauf zu beleuchten, bevor auf die in der Gegenwart zu 
beobachtenden Tendenzen zur De-Universalisierung einzugehen ist. Dem 
Befund eines – auch politisch bedingten – Auseinanderdriftens ist zum 
Schluss mit Überlegungen zu einer Re-Universalisierung entgegenzutreten.  

2.  Universalität als Fiktion?

2.1. Universalität und Kontext

Die Geschichte über die Geburtsfehler der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist oft erzählt worden. Entscheidend ist, wie man sie er-
zählt. Das Narrativ des »Wunders« steht dem Narrativ der »Ausgrenzung« 
gegenüber. Denn, wie so oft, kommt es auf die Perspektive der Darstel-



12

lung an. Wir können betonen, dass die Annahme der Erklärung insgesamt 
einstimmig erfolgte und dass auch dreiundzwanzig der dreißig Artikel der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte unisono mit »ja« – ohne Ent-
haltungen oder Gegenstimmen – angenommen wurden.20 Auf diese Weise 
ist es fast in letzter Minute vor dem Beginn des Kalten Krieges gelungen, 
einen Kompromiss zu finden. Vergegenwärtigen wir uns den historischen 
Moment 1948: 

»Als der Tag der Entscheidung in der Generalversammlung näher 
rückte, war das Klima unter den Delegierten so kühl wie das De-
zemberwetter. Die Beziehungen zwischen dem sowjetischen Block 
und den nordatlantischen Mächten waren nie schlechter gewesen. 
Britische und amerikanische Flugzeuge brachten rund um die Uhr 
Hilfslieferungen nach Berlin, alle dreieinhalb Minuten eine Flug-
zeugladung. Die Atmosphäre in der UNO war angespannt, die Stim-
mung zynisch.«

So beschreibt es Mary Ann Glendon in ihrer schönen Studie »A World Made 
New.«21 Auch die abschließende Diskussion zur Annahme des Textes der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte war voller gegenseitiger Vor-
würfe.

Dass in einer derart politisierten Atmosphäre überhaupt ein Do-

kument wie die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ver-

abschiedet werden konnte, grenzt tatsächlich an ein Wunder. 

René Cassin, französischer Vertreter und jüdischer Intellektueller, wandte 
sich gegen die sowjetische Delegation, die den mit der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte verbundenen Eingriff in die nationale Souveräni-
tät für nicht akzeptabel hielt. Aus Sicht Cassins war diese sowjetische Po-
sition vergleichbar mit derjenigen der Nazis im Jahr 1933, hatten sie doch 
die Kritik an der Verfolgung ihrer Landsleute mit eben jenem Argument, 
mit dem Verweis auf die Souveränität und der daraus folgenden Unzuläs-
sigkeit der Einmischung in innere Angelegenheiten, zurückgewiesen. Der 
sowjetische Abgeordnete nahm dies als Anlass, um Frankreich, Großbri-
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tannien und den USA die Schuld für den Ausbruch des Krieges aufgrund 
des Münchner Abkommens von 1938 zuzuschieben.22 Dass in einer derart 
politisierten Atmosphäre überhaupt ein Dokument wie die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte verabschiedet werden konnte, grenzt tatsäch-
lich an ein Wunder. 

Allgemein wurde bei den 34 Abschlussreden betont, dass die Zusammen-
arbeit bei der Vorbereitung des Dokuments weltumspannend war. Charles 
Malik aus dem Libanon sprach davon, dass er die »moralische Unterstüt-
zung der ganzen Welt fühle«.23 Nach Syriens Vertreter Abdul Rahman Kayaly 
handelte es sich um »die Leistung von Generationen von Menschen, die für 
dieses Ziel gearbeitet hatten«.24 Das Pathos von Eleanor Roosevelt, der Vor-
sitzenden des berühmten Third Committee, ist bekannt: »Wir stehen heute 
an der Schwelle eines großen Ereignisses sowohl im Leben der Vereinten 
Nationen, als auch in Leben der Menschheit.«25 Das ist das eine Narrativ. 
Aber es gibt auch ein anderes Narrativ. 

2.2. Ansatzpunkte für Kritik

2.2.1. Ausgrenzung
Nur 56 Staaten waren aufgefordert worden, sich an dem Vorhaben zu be-
teiligen. Das Projekt lag in den Händen der Frau eines amerikanischen 
Präsidenten, dessen Nachfolger sie mit der Aufgabe betreut hatte. Dieje-
nigen, die den größten Anteil an der Ausarbeitung der Konvention hatten, 
stammten aus jener Sphäre, die wir heute als »westliche Welt« bezeichnen 
oder waren dort ausgebildet worden, auch wenn Vertreter aus verschie-
denen Kontinenten anwesend waren. So war etwa der bereits erwähnte 
Charles Malik zwar im Libanon geboren, hatte aber bei Martin Heidegger 
studiert und war nicht Moslem, sondern Christ.26 Australien, Südamerika, 
Nordamerika, Europa und China waren als Kontinente vertreten, nicht aber 
wichtige Weltregionen wie Subsahara-Afrika, Indien und Indonesien; von 
dort wurden nur vereinzelt Stimmen über die UNESCO gesammelt.27 Es 
war die Zeit des Kolonialismus; daher waren die Länder unter kolonialer 
Herrschaft von der Teilnahme an der Diskussion ausgeschlossen. Auch die 
Länder, die den Zweiten Weltkrieg verloren hatten, durften sich nicht betei-
ligen. Darüber hinaus enthielten sich acht Länder bei der Schlussabstim-
mung der Stimme, der gesamte sogenannte »Ostblock« sowie Jugoslawien, 
Südafrika und Saudi-Arabien, der wichtigste Vertreter der muslimischen 
Welt. Honduras und Jemen blieben der Abstimmung fern. Insofern blieb 
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die Vorstellung von »Universalität«, das lässt sich nicht leugnen, partiell. 
Was darunter zu verstehen war, wurde aus der Perspektive der Sieger des 
Zweiten Weltkriegs bestimmt. 

2.2.2. Anspruch und Wirklichkeit
Nun gibt es aber auch noch ein weiteres Argument, das an die historischen 
Geschehnisse anknüpft und Zweifel an der Aufrichtigkeit des »Projekts 
Menschenrechte« insgesamt sät. Dieses Argument wird oft auch schon mit 
Blick auf die Amerikanische Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 vor-
gebracht und lässt das dort aufscheinende, wunderbare Pathos mit einem 
Mal schal erscheinen: »We hold these truths to be self-evident, that all 
men are created equal, that they are endowed by their Creator with certain 
unalienable Rights, that among these are Life, Liberty and the pursuit of 
Happiness.«28 

Was, so die Kritik, kann ein derartiger Satz bedeuten, wenn er aus dem 
Mund von Sklavenhaltern stammt? Dass dies etwa auf George Washington 
zutrifft, ist historisch belegt.29 Und in ähnlicher Weise gilt es für jene, die 
vom 27. Januar 1947 bis zum 10. Dezember 1948 zusammen am Text der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte arbeiteten. Auch wenn sie wohl 
kaum unmittelbar persönlich für Menschenrechtsverletzungen verantwort-
lich gemacht werden konnten, so vertraten sie doch Regime mit einer er-
schreckenden Menschenrechtsbilanz.

Die Vorstellung, das historisch Schlechte und das abstrakt Gute 

ließen sich so voneinander trennen, dass Letzteres unbeschadet 

erhalten bliebe, ist bestenfalls naiv.
 

In der Sowjetunion waren Hunderttausende von Menschen in Arbeits-
lagern,30 in den USA wurde die afroamerikanische Bevölkerung diskrimi-
niert,31 Großbritannien und Frankreich waren für Verbrechen in ihren Koloni-
en verantwortlich.32 Immerhin kann man in der Rede von Eleanor Roosevelt 
zur Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte Sensi-
bilität für die Problematik »Schein-Sein« und »Anspruch-Wirklichkeit« er-
kennen, wenn sie sagt, »lasst uns als Mitglieder der Vereinten Nationen im 
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Bewusstsein unserer Unzulänglichkeiten und Unvollkommenheiten uns in 
gutem Glauben bemühen, dem hohen Standard gerecht zu werden«.33 Dass 
ein derart verstecktes und leises »Mea culpa« – oder besser »Nostra cul-
pa« –, verbunden mit dem vagen Versprechen, alles besser machen zu wol-
len, aber nicht ausreichen kann, um die gravierenden strukturellen Defizite 
auszugleichen, zeigt die Abkehr von universellen Ideen in einem Teil des 
postkolonialen Diskurses.34 Auch die Vorstellung, das historisch Schlechte 
und das abstrakt Gute ließen sich so voneinander trennen, dass Letzteres 
unbeschadet erhalten bliebe, ist bestenfalls naiv. Einen interessanten An-
satz zur Überwindung der Kluft bietet der senegalesische Philosoph Sou-
leymane Bachir Diagne in seiner Schrift »Le fagot de ma mémoire«.35 Aus 
seiner Sicht könne man die große Kluft, die der Kolonialismus zwischen 
dem »Hier« der Zivilisation, der Metropole, und dem »Anderswo« der Bar-
barei, der Kolonie, der »Peripherie« bewirkt hat, nicht einfach übergehen: 
»Es ist eine Kluft, die es ermöglicht hat, dort das Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu begehen und gleichzeitig hier eine Selbsterzählung zu 
schreiben, in der man seinen Universalismus und Humanismus verkün-
det.«36 Aber die Lösung, so Diagne, sei nicht, universelle Werte zu vernei-
nen, sondern das »Anderswo« und das »Hier« zusammenzubringen, so 
wie es in der Erinnerungskultur geschehe, etwa mit den Denkmalen eines 
Edward Colston oder Jean-Baptiste Colbert, die nicht mehr nur an die Wohl-
taten in der Welt des »Hier«, sondern auch an die Schandtaten in der Welt 
des »Anderswo« erinnern. Damit zeige sich die Doppelgesichtigkeit der für 
verschiedene Gruppen Verschiedenes bedeutenden Standardsetzung.37 
Zur Überwindung der Kluft müssten die nur für »die einen« gemachten Ver-
sprechungen nun auch für »die anderen« gelten.38 Entsprechende Dialog- 
und Brückenbauoptionen werden in Abhandlungen zu Partikularismus und 
Universalismus regelmäßig aufgerufen.39 

2.2.3. Durchsetzung von Leitideen der westlichen Zivilisation
Noch gravierender aber ist die Kritik, in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte seien letzten Endes trotz aller vermeintlicher Kompromisse 
immer die Leitideen der westlichen Zivilisation durchgesetzt worden. Dies 
sei an drei Beispielen erläutert.
 
Rechte ohne Pflichten. Dies gilt beispielsweise mit Blick auf die grundle-
gende Frage, ob Rechte und Pflichten notwendigerweise in einem rezipro-
ken Verhältnis stehen müssen oder ob Rechte eigenständig, abgelöst von 
Pflichten, garantiert werden können. Credo der Aufklärung und in der Fol-
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ge der europäischen und amerikanischen Menschenrechtsdokumente ist, 
dass Rechte unabhängig von Pflichten bestehen, dass es sich um »ange-
borene Rechte«, um unalienable rights handele. Dem hatte etwa Mahatma 
Gandhi bei seiner Anhörung explizit widersprochen: 

»Ich habe von meiner Mutter, die Analphabetin, aber weise war, 
gelernt, dass sich alle verdienten und bewahrenswerten Rechte von 
Pflichten ableiten, die gut erfüllt worden sind. … Bei jedem anderen 
Recht kann man zeigen, dass es eine Anmaßung ist, für die es sich 
kaum zu kämpfen lohnt.«40

In den ersten Entwurf der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, den 
sogenannten »Humphrey Draft«, fand die Idee der Pflichten des Einzelnen 
gegenüber dem Staat noch prominent Eingang. So hieß es gleich zu Be-
ginn in Artikel 1, dass der Mensch dem Staat und den Vereinten Nationen 
Loyalität schulde und mit gemeinsamen Opfern zum allgemeinen Wohl bei-
tragen müsse.41 In der endgültigen Version ist die Idee allerdings nur mehr 
in kryptischer Form in Art. 1 aufgegriffen worden, wenn es dort heißt, dass 
die Menschen »einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen sollen«.42 
Und im vorletzten Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te, in Art. 29, findet sich die Aussage: »Jeder hat Pflichten gegenüber der 
Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entwicklung seiner Persön-
lichkeit möglich ist.« Dass sich an diesem Punkt ein Unterschied im Men-
schenrechtsdenken des »Globalen Nordens« und des »Globalen Südens« 
festmachen lässt, zeigt sich auch etwa daran, dass in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention Pflichten überhaupt keine Erwähnung finden, 
während ihnen in der Afrikanischen Charta der Rechte der Menschen und 
Völker ein ganzes Kapitel gewidmet ist.43 

Vernunft und Gewissen. Die dominante Durchsetzung der Ideen der west-
lichen Welt, insbesondere auch der Aufklärung, kann auch an einer ande-
ren Formulierung in Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(AEMR) festgemacht werden. In Art. 1 AEMR wird das der Erklärung zugrun-
deliegende Menschenbild erläutert. Wörtlich heißt es: »Alle Menschen 
sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft 
und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit be-
gegnen.« Geplant war, dem europäischen Begriff der »Vernunft« den chi-
nesischen Begriff des »rén« an die Seite zu stellen. Dabei handelt es sich 
um einen Grundbegriff des Konfuzianismus, der die Menschen als immer 
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aufeinander bezogen beschreibt, eine Art Zwei-Mensch-Sein.44 Allerdings 
fand das Drafting Committee keinen adäquaten Begriff für »rén« in den eu-
ropäischen Sprachen und ersetzte ihn durch »Gewissen« – was etwas ganz 
anderes bedeutet.45 

Dieses Beispiel offenbart, dass, auch wenn dem Universalismus partikula-
ristische Ideen entgegengehalten werden, es nicht notwendigerweise um 
eine Relativierung von bestimmten Werten geht, sondern vielmehr um das, 
was Souleyman Bachir Diagne »décentrement« (Dezentrierung) und »dé-
territorialisation« (Entterritorialisierung) nennt und unter den Oberbegriff 
der »traduction« (Übersetzung) fasst: »Die Antwort ist, dass ein Dialog der 
Kosmologien die Fähigkeit zur Dezentrierung und Entterritorialisierung und 
damit zur Übersetzung voraussetzt.«46 Aus den Sprach- und Denkkulturen 
des afrikanischen Kontinents greift Diagne den auch von Nelson Mande-
la und Desmond Tutu hervorgehobenen Begriff »Ubuntu« heraus, den er 
umschreibt mit »faire humanité ensemble« – die Menschheit gemeinsam 
gestalten.47 Sicherlich wäre dies ein Konzept, das es wert gewesen wäre, 
in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte eingebracht zu werden, 
hätte man in den 40er Jahren auf diese Stimmen gehört. 

Rechte in der industrialisierten Welt. Und schließlich spiegeln auch Rech-
te wie das Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf Arbeit, das Recht 
auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen 
sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit und das Recht auf Erholung und Frei-
zeit vor allem die Bedürfnisse der Arbeitswelt industrialisierter Staaten 
des »Nordens«, nicht aber unbedingt des »Globalen Südens«, auch wenn 
gerade dort die soziale Dimension der Menschenrechte sowie die Entwick-
lungsperspektive von hoher Relevanz ist. 

Das Drafting Committee blickt auf die Welt von Paris und nicht 

von Nairobi aus.
 

Diese Beispiele zeigen, dass der Vorwurf, die Zusammenfassung des uni-
versellen Menschenrechtserbes in den dreißig Artikeln der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung schreibe ausschließlich den Denktraditionen 
und Erfahrungen der »westlichen Welt« Allgemeingültigkeit zu, nicht ohne 
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Grundlage ist. Dies ist der Ausgangspunkt für die vieldiskutierte »Relativie-
rung« der Menschenrechte, mit der dem Allgemeinheitsanspruch des unter 
der Leitung von Eleanor Roosevelt ausgearbeiteten Dokuments kulturelle 
Spezifika entgegengestellt und im Zweifel Letzteren der Vorrang einge-
räumt werden soll.

3. De-Universalisierung

Zuzugeben ist, dass der Text der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te zwar verschiedene Traditionen der Welt integriert, sie aber nur selektiv 
rezipiert und in den von der Aufklärung geprägten Worten, Konzepten und 
Begriffen ausdrückt und zusammenfasst. Das Drafting Committee blickt 
auf die Welt von Paris und nicht von Nairobi aus. Allerdings sieht es alle, 
gleich wo sie leben und gleich, wer sie sind, als zu schützende Personen 
an – der Universalismus der Menschenrechte wird moralisch absolut ge-
setzt.48 So darf nach Art. 2 der Erklärung »kein Unterschied gemacht wer-
den auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung 
des Landes oder des Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig, 
ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregie-
rung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist.« In der 
Konvention gegen Zwangsarbeit von 1930 war dies noch anders; dort gab 
es Ausnahmeregelungen.49 Wie aber geht man – 75 Jahre später – in den 
einzelnen Weltregionen mit diesem Erbe von 1948 um?

3.1. Globaler Süden

Mit Blick auf den Ausschluss der einstigen Kolonien von der Mitarbeit am 
Text und von der Abstimmung, mit Blick auf den historischen Kontext, in 
dem die Rechte zwar allen versprochen wurden, diese Versprechen einem 
Großteil der Menschen gegenüber aber hohl und leer waren, und mit Blick 
auf die Dominanz westlichen Gedankenguts in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte muss es nicht verwundern, dass in den Postcolonial 
Studies die Universalität der Menschenrechte von manchen nicht nur als 
Fiktion, sondern auch als Instrument der Verstetigung von Unterdrückung 
angesehen wird. So würden die Menschen des »Globalen Südens« entwe-
der zu jenen, die Normen verletzen und belehrt werden müssen, stilisiert, 
oder aber sie würden als die vulnerable ones, als die ewig Verletzlichen, 
für die andere sprechen müssen, abgewertet. Dagegen wehrt man sich mit 
großem Pathos, etwa mit Blick auf Frauenrechte:
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»So tritt erneut die Moderne als Befreierin auf – dieses Mal der 
unterdrückten Frauen des Globalen Südens. Gewalt gegen Frauen 
wird in diesem Diskurs fetischisiert, wodurch stereotype Vorstel-
lung von >barbarischen< und >patriarchalischen< afrikanischen, 
hinduistischen oder islamischen Traditionen verstärkt und Frauen 
als Opfer eines fehlenden oder falschen Bewusstseins determiniert 
werden.«50 

Provokativ erscheint darüber hinaus die folgende Frage: »Wodurch wird 
eine Gruppe von Personen oder Nationen dazu ermächtigt, im Interesse der 
weit entfernten >Anderen< zu handeln und jenen ein ebenso gutes Leben 
bescheren zu wollen, wie sie es selbst haben?«51 Aus diesem Blickwinkel 
wird hinter universalistischen Normen die Fortsetzung kolonialen Denkens 
vermutet, das Lehrende und Lernende, Gebende und Empfangene, Entwi-
ckelte und sich Entwickelnde gegenübersetzt und damit auf vorgeformten 
Hierarchien aufbaut. Unvereinbarkeitslehren finden sich auch in Teilen der 
islamischen Wissenschaft, insbesondere, soweit darauf abgestellt wird, 
der Islam als Religion genüge allen Bedürfnissen und sei nicht durch wei-
tere (weltliche) Wertsetzungen zu ergänzen:52

»Ein Muslim, geleitet von seiner wahren Religion, braucht keine 
neuen menschengemachten Gesetze. Allah der Allmächtige hat die 
Religion für uns perfektioniert, seine Segnungen vollendet und den 
Islam als unsere Religion auserwählt. Daher weicht jeder, der dar-
über hinausgeht, vom rechten Pfad ab und begeht eine Ungerech-
tigkeit.«53

Dass es dennoch problematisch ist, die Menschenrechte insgesamt als 
»white-man-made« bzw. als Oktroi gegen religiöse Überzeugungen abzu-
lehnen, wird allerdings auch in den Postcolonial Studies und in der Diskus-
sion um die Bedeutung des Islam gesehen, spielt man damit doch jenen, 
die ihre Macht nicht durch Menschenrechte begrenzt wissen wollen, in die 
Hände.54 

Ein normatives Gegenmodell zu diesem dekonstruierenden, aber auch de-
struktiven Diskurs ist die Afrikanische Charta der Rechte der Menschen und 
Völker, die in ihrer Präambel stolz auf die eigenständigen Menschenrechts-
traditionen der Länder des afrikanischen Kontinents verweist.55 Mit der Ver-
bindung von individuellen und kollektiven Rechten wie insbesondere dem 
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Recht auf Entwicklung präsentiert sie eine Alternative zum europäischen 
Menschenrechtsdenken,56 klammert aber die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte nicht aus, sondern nimmt explizit darauf Bezug.57 Einen 
anderen Akzent setzt dagegen die Arabische Charta der Menschenrechte,58 
die für sich beansprucht, die Wiege der Menschenrechtskultur zu sein und 
die Menschenrechte im Islam verankert sieht, auch wenn sie anderen Reli-
gionen nicht abspricht, ebenfalls darauf Einfluss genommen zu haben. So 
lautet dort die Präambel: 

»Ausgehend vom Glauben der arabischen Nation an die menschli-
che Würde, seit Gott die arabische Heimat auszeichnete, indem er 
sie zur Wiege der Religionen und Heimstätte der Kulturen machte, 
wodurch ihr Recht auf ein würdevolles Leben auf der Grundlage der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens bekräftigt wurde, in 
Verwirklichung der unvergänglichen Grundsätze der Brüderlichkeit 
und der Gleichheit aller Menschen, die in der islamischen Scharia 
und in den anderen Religionen der göttlichen Offenbarung festge-
schrieben sind […]«

Die De-Universalisierung der Menschenrechte im Globalen 

 Süden beruht so auf kritischen Theorien, die den Menschen-

rechtsdiskurs als hierarchiestiftend verurteilen oder zumindest 

in Konkurrenz zu religiösen und kulturellen Gegenvorstellungen 

sehen und damit relativieren.
 

Allerdings wird auch in dieser Präambel die Bedeutung der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte anerkannt. Die De-Universalisierung der Men-
schenrechte im »Globalen Süden« beruht so auf kritischen Theorien, die 
den Menschenrechtsdiskurs als hierarchiestiftend verurteilen oder zumin-
dest in Konkurrenz zu religiösen und kulturellen Gegenvorstellungen sehen 
und damit relativieren. Zugleich hat die Abbedingung universeller Normen 
durch Vorbehalte und aufgrund der Entwicklung eigener normativer Ansät-
ze praktische Bedeutung. Das letzte Wort ist hier aber nicht gesprochen. 
Ob partikulare Traditionen oder universelle Werte für den »Globalen Sü-
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den« charakteristisch sind, ist Teil einer mit Verve und Engagement ge-
führten Debatte, die auch viel mit der eigenen Identitätsbestimmung im 
Verhältnis zum Gegenüber – etwa im Verhältnis des Islam zum »Westen« 
– zu tun hat. So gibt es auch Stimmen, die die Unterschiede weniger auf 
der sachlichen als auf der emotionalen Ebene verorten. Nach Mahmoud 
Bassiouni werde in der Auseinandersetzung mit dem Islam »dem >Euro-
päisch- < oder >Westlich-Sein< ein Gegenpol des >Anders-Seins< gegenüber-
gestellt«, »dessen Eigenschaften im Widerspruch zu den vermeintlichen 
Eigenschaften des Westens stehen.«59 Weiter führt er aus: »Diese >reaktive 
Selbstwahrnehmung< bewirkt dabei unter anderem auch, dass viele Werte 
und Ideen oft abgelehnt oder zumindest negativ konnotiert werden, weil 
man sie für westlich hält, und dies, obwohl sie historisch durchaus in der 
eigenen Kultur verbreitet waren.«60 Aus seiner Perspektive lässt sich aber 
eine universale Menschenrechtskonzeption auch aus dem Islam ableiten.61 
Auch für Souleymane Bachir Diagne ist eine Lösung mit der zwischen Uni-
versalismus und Partikularismus stehenden »pluriversalité« erreichbar: 
»Denn man darf nicht in das Pluri-verselle den Gegensatz zum Uni-versel-
len hineinlesen, sondern man muss darin die gegenseitige Durchdringung 
des Vielfältigen und des Universellen sehen.«62 

3.2. Die Vereinigten Staaten von Amerika

Die Haltung der USA gegenüber internationalen Menschenrechtsverbür-
gungen ist paradox. Einerseits wirken Amerikaner und Amerikanerinnen 
bei der Ausarbeitung universeller Menschenrechtsnormen, wie am Beispiel 
der Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gezeigt, dominant mit, an-
dererseits sind die USA nicht bereit, sich an Verträge zu binden. Weltweit 
zählen die USA zu den Staaten, die die wenigsten der UN-Konventionen ra-
tifiziert haben.63 Auch der für Süd- und Nordamerika ausgearbeiteten regi-
onalen Menschenrechtskonvention, der Amerikanischen Menschenrechts-
konvention, haben sie sich nicht angeschlossen, obwohl der Amerikaner 
Thomas Buergenthal dort die Herausbildung der Rechtsprechung nachhal-
tig geprägt hat. Primär ist man in den Vereinigten Staaten mit der eige-
nen Supreme-Court-Rechtsprechung, insbesondere mit der im Vergleich zu 
universellen Vorbildern radikalen Rechtsprechung zur Meinungsfreiheit be-
schäftigt. Zu welchen überraschenden Volten eine grundsätzlich unlimitier-
te Meinungsfreiheit führen kann, hat kürzlich der Fall der drei Präsidentin-
nen US-amerikanischer Eliteuniversitäten gezeigt, die auf die Frage, ob ein 
»Aufruf zum Völkermord an den Juden« an ihren Universitäten gegen deren 
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Richtlinien zu Mobbing und Belästigung verstoße, ausweichend geantwor-
tet haben. Liz Magill, Präsidentin der University of Pensylvania, etwa führte 
aus, dies könne zwar der Fall sein, hänge aber »vom Kontext« ab. Unter 
dem Druck der Kritik an dieser Äußerung erklärte sie ihren Rücktritt.64 

3.3. Europa

Wollte man Europas Position in Sachen Menschenrechte in einem Wort zu-
sammenfassen, könnte man das Wort »besserwisserisch« wählen. In Euro-
pa versucht man die Quadratur des Kreises, indem man die Menschenrech-
te gleichzeitig für universell und unantastbar erklärt und dennoch für sich 
in Anspruch nimmt, sie permanent weiterzuentwickeln und zu verbessern 
und eine führende Stellung im internationalen Diskurs einzunehmen. 

Wollte man Europas Position in Sachen Menschenrechte in ei-

nem Wort zusammenfassen, könnte man das Wort »besser-

wisserisch« wählen.
 

Dies zeigt sich in Deutschland etwa daran, dass man den Text der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte zu verbessern bemüht ist, ohne 
dafür ein Mandat zu haben. Sucht man im Internet nach der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte auf Deutsch, findet man verschiedene Ver-
sionen, die ursprüngliche65 und eine diskriminierungssensible.66 Ein Bei-
spiel für Änderungen ist etwa, dass es nach der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte heißt, die Menschen sollten einander im »Geist der 
Brüderlichkeit« begegnen. In der diskriminierungssensiblen Fassung wird 
»Brüderlichkeit« ersetzt durch »Solidarität«. Es ist offensichtlich, warum 
dies geschieht – ausgehend von der Vorstellung, dass die Sprache das Be-
wusstsein präge, wird ein diskriminierungssensibler Umgang mit der Spra-
che gefordert. Das Wort »Brüderlichkeit« ist daher verdächtig geworden – 
ist es nicht Ausdruck eines männlich dominierten Weltbildes? 

Nur entbehren Änderungen an einem auf internationaler Ebene ausgear-
beiteten Rechtstext der Legitimation und verändern den historischen, in 
Sprache gefassten Kompromiss. Ein männlich dominiertes Weltbild mag in 
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manchen Sprachen mit dem Konzept der »Brüderlichkeit« verbunden sein, 
aber nicht in allen. So umfasst etwa das japanische Wort 同胞 (douhou) 
Brüder und Schwestern gleichermaßen;67 eine Korrektur ist nicht nötig. Zu-
dem fehlt, um den Text zu »korrigieren«, ein Mandat. Mit der Ersetzung 
bestimmter Wörter werden historische Wurzeln abgeschnitten und Tradi-
tionslinien aufgegeben. So führt der Geist der »Brüderlichkeit« zurück in 
die Französische Revolution.68 Wir erinnern uns an den Dreiklang: liberté, 
égalité, fraternité. Wird »Brüderlichkeit« nun durch »Solidarität« ersetzt, 
wählt man eine ganz andere Tradition. Der Begriff der »Solidarität« stammt 
nämlich aus der katholischen Soziallehre und den Arbeiterbewegungen; 
der Begriff bezeichnet das gegenseitige Füreinander-Einstehen unter Indi-
viduen und Gruppen in der Gesellschaft.69 Damit wird ein deutlich anderer 
Akzent gesetzt. 

Derartige Änderungen am Text sind als eine Form der »Ent-Universalisie-
rung« anzusprechen. Der am 10. Dezember 1948 verabschiedete Text wird 
als nicht mehr vermittelbar angesehen und soll »verbessert« werden. Der 
Umgang mit heiligen Texten war schon immer schwierig, man denke an die 
»tres linguae sacrae« der Bibel und die grundstürzenden Veränderungen, 
die mit nationalsprachigen Übersetzungen der Bibel angestoßen wurden. 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist zwar keine Bibel, aber 
Anpassungen und Umschreibungen stellen ihren Normcharakter und damit 
ihre Autorität in Frage, und dies selbst dann, wenn sie als »Erklärung« nicht 
im technischen Sinn bindend ist. 

Eine »Ent-Universalisierung« lässt sich aber auch in anderem Zusam-
menhang im europäischen Umgang mit der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte beobachten. Dabei ist es wieder der Fortschrittsglaube, 
der das universelle Erbe bedroht. So sehr wir in der Gegenwart die Ver-
abschiedung des Dokuments als bahnbrechende Errungenschaft ansehen, 
so groß war doch in den vierziger Jahren die Enttäuschung, dass es nicht 
gelingen wollte, einen verbindlichen Vertragstext auszuarbeiten und »nur« 
eine Erklärung das Ergebnis jahrelanger Bemühungen war. Die Europäer 
nahmen dies als Anlass, zeitgleich zur Arbeit an der Allgemeinen Erklärung 
»ihre« eigene, europäische Konvention vorzubereiten; sie schrieben da-
rin ihre eigenen Standards fest und setzten eine Kommission und einen 
Gerichtshof zur Überwachung ein,70 der mittlerweile in weit über 25.000 
Entscheidungen zu allen Fragen des gesellschaftlichen Lebens Stellung ge-
nommen hat.71 Er hat die Konvention zu einem »lebendigen Instrument« 



24

gemacht und neuen Gegebenheiten, neuen gesellschaftlichen Wünschen 
und neuen Vorstellungen permanent angepasst.72 Oftmals bedeuteten die-
se Anpassungen aber nicht nur Änderungen, sondern sogar die Umkehrung 
der in den späten vierziger Jahren definierten Standards; damit entsteht in 
manchen Bereichen eine Schere zwischen dem, was auch die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte als grundlegende Werte festhält und dem, 
was in Europa als »Menschenrechtsstandard« eingefordert wird. 

Beispiele lassen sich bei allen Rechtsverbürgungen finden. So ist die Garan-
tie des Rechts auf Leben in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
ebenso wie in der Europäischen Menschenrechtskonvention enthalten. In 
der Allgemeinen Erklärung lesen wir nichts zur Todesstrafe, weder, dass sie 
verboten, noch, dass sie erlaubt ist. In der Europäischen Menschenrechts-
konvention aber heißt es in Art. 2 wörtlich, niemand dürfe absichtlich getö-
tet werden, »außer durch Vollstreckung eines Todesurteils, das ein Gericht 
wegen eines Verbrechens verhängt hat, für das die Todesstrafe gesetzlich 
vorgesehen ist.« Dies spiegelt das Denken der Zeit, der späten vierziger 
und frühen fünfziger Jahre wider – bei den Nürnberger Prozessen etwa war 
die Verhängung der Todesstrafe eine Selbstverständlichkeit. Mit zwei in 
den Jahren 1983 und 2002 neu ausgearbeiteten Zusatzprotokollen73 wurde 
nicht nur die Todesstrafe abgeschafft, sondern dies auch als Markenkern 
europäischer Humanität definiert: »Wir nicht!«. 

In Europa hat man auf diese Weise einen zunächst problematischen, spä-
ter guten Standard entwickelt, dessen Durchsetzung wünschenswert ist, zu 
dem aber auf universeller Ebene bei der Ausarbeitung der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte kein Kompromiss gefunden worden war. Auch 
bei anderen grundlegenden Fragen spiegeln der Text der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, der Text der Europäischen Menschenrechts-
konvention und die Auslegungspraxis des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte unterschiedliche Wertvorstellungen wider, so etwa bei der 
Bedeutung der Staatsangehörigkeit. Während in Art. 16 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) die Beschränkung »der politischen Tä-
tigkeit« ausländischer Personen ausdrücklich zugelassen wird, hat es der 
Gerichtshof als nur bei »besonders gewichtigen Gründen« rechtfertigbar 
angesehen, zwischen Staatsbürgern und Ausländern zu unterscheiden; 
bei der Gewährung von Sozialleistungen etwa schließt er es grundsätzlich 
aus.74 Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte schweigt auch dazu; 
allerdings gewährt sie ein Recht auf Staatsangehörigkeit (Art. 15 Abs. 1), 
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ein Recht, das wiederum in der EMRK nicht enthalten ist. Und während Art. 
12 EMRK Männern und Frauen das Recht, eine Ehe einzugehen und eine 
Familie zu gründen, zugesteht, fordert der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in seiner ständigen Rechtsprechung von den Mitglieds-
staaten, gleichgeschlechtlichen Paaren in gleicher Weise einen rechtlichen 
Rahmen für das dauerhafte Zusammenleben zur Verfügung zu stellen. Dies 
leitet er aus dem Recht auf Respekt des Privatlebens ab.75 Ein derartiges 
Recht findet sich in der Allgemeinen Erklärung nicht, lediglich das Verbot 
willkürlicher Eingriffe in das Privatleben ist darin enthalten. Im weltweiten 
Vergleich gestaltet sich die Auseinandersetzung mit dieser Thematik zu-
nehmend schwierig. 

Ganz allgemein hat sich Europa zu immer »höheren Werten«, zu 

einem »immer besseren Schutz der Menschenrechte« bekannt.
 

Ganz allgemein hat sich Europa zu immer »höheren Werten«, zu einem 
»immer besseren Schutz der Menschenrechte« bekannt. Schon in der Prä-
ambel zur Europäischen Menschenrechtskonvention wird nicht nur von 
ihrer »Wahrung«, sondern auch von ihrer »Fortentwicklung« gesprochen. 
Nur: Europa konnte den Rest der Welt nicht immer mitnehmen, auch wenn 
einzelne erstaunliche Erfolge zu verzeichnen sind. So nehmen sowohl der 
Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte in Costa Rica als auch 
der Afrikanische Menschenrechtsgerichtshof in Arusha in ihrer Rechtspre-
chung immer wieder auf innovative Entscheidungen des Straßburger Ge-
richtshofs Bezug (und zum Teil auch umgekehrt).76 Auch außereuropäische 
nationale Verfassungsgerichte haben sich von der Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte inspirieren lassen, so etwa 
der japanische Oberste Gerichtshof, als es um die Gleichstellung ehelicher 
und nichtehelicher Kinder ging.77 Auch die LGBTQ-Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte hat in einigen Ländern und 
auch vor dem Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte Schule 
gemacht.78 Aber letztlich sind dies doch eher punktuelle Erfolge. Sie dür-
fen nicht darüber hinwegtäuschen, dass neue europäische Standards eben 
nur neue europäische Standards sind, bei deren Weiterentwicklung sich 
der Gerichtshof auch ganz explizit auf einen »europäischen Konsens« (Eu-
ropean consensus) stützt.79 Der Rest der Welt bleibt außen vor.80
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Die europäischen und die universellen Standards können so auseinander-
fallen. Gerade die neu entwickelten Normen aber werden zur Identitätsbil-
dung genutzt. Ein berühmtes Beispiel ist die Rede des ehemaligen Präsi-
denten des Europäischen Rates Herman van Rompuy, der argumentierte, 
dass der Schutz vor »Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und der 
sexuellen Ausrichtung ... etwas ist, das Europa von vielen anderen Teilen 
der Welt unterscheidet«81 – eine Aussage, die spaltet und nicht eint, und 
die zudem Menschenrechte zum Teil eines Kulturkampfes stilisiert.82 

3.4. China und Russland

China und Russland emanzipieren sich in der Gegenwart mit je eigenen – 
im Jahr 2023 entwickelten – Vorstellungen von Völkerrecht und Menschen-
rechten. Für beide Staaten stehen die Interessen des eigenen Volkes im 
Vordergrund. In einer Rede des chinesischen Außenministers im Februar 
2023 wird die neue Konzeption sehr selbstbewusst vorgestellt: 

»Für uns ist das größte Menschenrecht das Glück der 1,4 Milliarden 
Menschen in China. Um die Erfüllung ihrer unmittelbaren Interes-
sen geht es bei all unseren Bestrebungen. Die 1,4 Milliarden Men-
schen waren an der Entwicklung der Menschenrechte stark beteiligt 
und haben am meisten von diesem Prozess profitiert. Sie haben 
jetzt ein wachsendes Gefühl der Erfüllung, des Glücks und der Si-
cherheit«.83

Auch wenn die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte für China als 
»ein Meilenstein der internationalen Menschenrechtsbewegung« gilt und 
eine universalistische Sicht der Menschenrechte nicht abgelehnt wird, so 
wird doch der je eigene Weg der verschiedenen Kulturen betont:84

»Das Recht aller Länder, unabhängig ihren eigenen Weg der Men-
schenrechtsentwicklung zu wählen, sollte respektiert werden. Das 
blinde Kopieren des Modells anderer wäre für die eigenen Bedin-
gungen ungeeignet, und anderen das eigene Modell aufzuzwingen, 
würde endlose Schwierigkeiten mit sich bringen.«85

Chinas Position unterscheidet sich in seinem Verständnis der Interaktion 
von Gesellschaft und Individuum grundlegend von der Auffassung west-
licher Nationen. Nach Karl-Heinz Pohl werde das Streben nach »gesamt-
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gesellschaftlicher Harmonie und Stabilität« von der »Sorge vor sozialen 
Konflikten und Chaos (luan)« getragen und daher auch eine größere Opfer-
bereitschaft des Einzelnen erwartet; grundsätzlich müsse in chinesischer 
Perspektive das »Individualwohl hinter dem Gemeinwohl zurückstehen.«86 
Dass sich der offene Dialog des »Westens« mit China über unterschied-
liche, aber nicht notwendig unvereinbare Konzepte in den letzten Jahren 
in eine politische Kontroverse verwandelt hat, ist offensichtlich. In diesem 
Zusammenhang steht auch, dass die Kritik an der Menschenrechtssitua-
tion in Hongkong, Xinjiang und Tibet als »Versuch, China zu verleumden 
und seine Entwicklung zu unterdrücken«, zurückgewiesen wird.87 Bei die-
sem Streit geht es aber nicht nur um unterschiedliche Menschenrechts-, 
sondern vor allem auch um unterschiedliche Souveränitätsverständnisse 
und um die Auseinandersetzung um eine politische Instrumentalisierung 
der Menschenrechte. 

Russland hat im April 2023 das »Konzept der Außenpolitik der Russischen 
Föderation« verabschiedet.88 In Anbetracht der »langfristigen Trends in der 
Weltentwicklung und der nationalen Interessen der Russischen Föderati-
on« definiert es als Priorität »Schutz der Rechte, Freiheiten und legitimen 
Interessen russischer Staatsbürger (darunter Minderjährige), Schutz rus-
sischer Organisationen vor ausländischen rechtswidrigen Übergriffen«89 
sowie »Festigung der traditionellen russischen geistigen und moralischen 
Werte, Aufrechterhaltung des kulturellen und historischen Erbes des mul-
tinationalen Volkes der Russischen Föderation«.90 Ferner wird als Ziel be-
kräftigt,

»die Konsolidierung der internationalen Bemühungen um die För-
derung des Respekts und Schutzes von universalen und traditio-
nellen geistigen und moralischen Werten (insbesondere von ethi-
schen Normen, die für alle internationalen Religionen gemeinsam 
sind), Neutralisierung von Versuchen zur Aufzwingung von pseudo-
humanistischen und anderen neoliberalen ideologischen Einstel-
lungen, die dazu führen, dass die Menschheit traditionelle geistige 
und moralische Orientierung und Prinzipien verliert.«91 

Diese Dichotomie zwischen den »echten« universellen Werten und der Auf-
erlegung von Regeln, Standards und Normen durch eine kleine Gruppe von 
Staaten zieht sich durch das gesamte Dokument: 
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»Einer Bewährungsprobe wird das völkerrechtliche System ausge-
setzt: Eine kleinere Gruppe von Staaten will es durch die Konzep-
tion der Ordnung auf Basis von Regeln ersetzen (dabei werden Re-
geln, Standards und Normen aufgezwungen, bei deren Erarbeitung 
eine vollberechtigte Beteiligung aller interessierten Staaten nicht 
gesichert wurde).«92 

Auch Putins Rede zu Beginn des Angriffskrieges gegen die Ukraine im Fe-
bruar 2022 wird teilweise darauf gestützt, dass es gegen den Westen die 
»wahren« Menschenrechte zu verteidigen gelte. Putin argumentiert, dass 
das, was von den westlichen Gesellschaften als Werte angesehen wird, »un-
sere traditionellen Werte zerstören und uns ihre Pseudowerte aufzwingen 
würde, die uns und unser Volk von innen heraus zersetzen würden; diese 
Einstellungen werden in ihren Ländern bereits aggressiv durchgesetzt und 
führen direkt zu Degradierung und Degeneration, da sie der menschlichen 
Natur selbst widersprechen.«93

Sowohl für Russland als auch für China ist die Immunität gegen 

Kritik von außen zentral.
 

Die Ent-Universalisierung der Menschenrechte durch Russland hat so meh-
rere Stoßrichtungen. Zum einen wird, wie auch im Völkerrecht, ein Diskurs 
»Wir« und »die Anderen« bzw. »the West and the Rest« aufgebaut, bei dem 
traditionelle Werte den neuen, vom Westen erfundenen, unnatürlichen 
Werten entgegengesetzt werden und sich Russland als »orthodox-bewah-
rend« inszeniert.94 Gleichzeitig versucht es den Schulterschluss mit den 
ehemals kolonialisierten Ländern, indem es die Kritik, der Westen inten-
diere mit »seinen Menschenrechten« nichts als die Unterjochung der »An-
deren«, aufgreift und den eigenen Kampf – auch den Krieg gegen die Ukra-
ine – als Teil einer großen Befreiungsbewegung gegen koloniale Herrschaft 
inszeniert. Und schließlich geht es zudem um eine Abwehr jeder Form der 
Einmischung von außen; dies wurde sogar in einer Verfassungsänderung 
2020 in die russische Verfassung eingefügt.95 

Sowohl für Russland als auch für China ist die Immunität gegen Kritik von 
außen zentral; Russland steht insoweit in der sowjetischen Tradition, die 
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schon bei der Aushandlung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te deutlich wurde. 

4. Re-Universalisierung?

Wo also stehen wir? Müssen wir bekennen, dass das, was wir für universell 
hielten, letztlich nur ein untauglicher Versuch war, Ideen einer bestimm-
ten durch Kolonialismus, Krieg und Krisen geprägten Zeit für immer und 
für alle festzuschreiben, obwohl wir Europäer sogleich wieder selbst daran 
rütteln wollten und andere sich – entgegen den Lippenbekenntnissen – 
dadurch nie wirklich gebunden fühlten? Ist Universalismus nicht mehr als 
ein Konstrukt? Gilt es die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 
Sockel zu stürzen, muss auch dieses Denkmal fallen, wie in der Gegenwart 
so manches andere Denkmal fällt? Und, wenn ja, was gilt es an die Stelle 
zu setzen?

Es bliebe eine Leerstelle. Wir haben nichts, was wir als neue Errungen-
schaft des noch jungen 21. Jahrhunderts auf den verwaisten Sockel stellen 
könnten – Streit, Dissens und Besserwisserei und nicht zuletzt militärische 
Auseinandersetzungen prägen die Gegenwart und lassen nicht auf weitere 
grundlegende Einigungen hoffen. Dass die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte noch auf dem Sockel steht und dass ihr 75-jähriges Bestehen 
weltweit gefeiert wurde, ist Anlass für Dankbarkeit und Freude. 

Den Tendenzen der Ent-Universalisierung gilt es indessen entschieden ent-
gegenzutreten. Denn eine allgemeine Orientierung, so wie sie die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte vorgibt, ist essenziell, mehr noch, sie 
ist existenziell für Freiheit und Gleichheit, für Werte, für die auch Theodor 
Heuss stand, dessen Andenken dieser Essay gewidmet ist. Auch wenn die 
Menschenrechte, ebenso wie andere ihrem Anspruch nach universelle Leh-
ren wie etwa der christliche Glaube oder der Marxismus, vielfach macht-
politisch missbraucht wurden, und auch wenn die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte in verschiedener Hinsicht Anlass zu Kritik gibt, so ist 
sie doch das Beste, was zur damaligen Zeit zu erreichen war und was auch 
heute noch unverändert gilt: ein Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit, 
ein Verbot von Sklaverei und Leibeigenschaft, ein Verbot von Folter und 
grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung und Strafe, 
das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden – all dies kann nie-
mand in Frage stellen; diese Rechte sind für die Moderne so fundamental 
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wie die zehn Gebote in biblischen Zeiten. Und auch der Geburtsfehler des 
Ausschlusses der unter kolonialer Herrschaft stehenden Weltregionen wur-
de 1993 mit der Wiener Erklärung und dem Actionplan96 »geheilt«, waren 
doch bei deren Beratung gerade auch die Länder des »Globalen Südens« 
einbezogen und konnten ihre Vorstellungen mit einbringen. Die fundamen-
tale Bedeutung und Fortgeltung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte wurde in Wien jedenfalls bekräftigt. 

Was bedeuten Menschenrechte in einer digitalen Welt? Was be-

deutet die künstliche Intelligenz für die Menschenrechte?
 

Dies bedeutet allerdings nicht, dass die Menschen des 21. Jahrhunderts 
grund- und menschenrechtlich für die Herausforderungen der Gegenwart 
gerüstet wären. Vielmehr bleiben die wichtigen Fragen unseres veränder-
ten Lebens unbeantwortet. Wie verhalten sich die Menschenrechte zum 
Klimawandel? Was ist mit den Menschenrechten und der Zerstörung der 
Umwelt? Was bedeuten Menschenrechte in einer digitalen Welt? Was be-
deutet die künstliche Intelligenz für die Menschenrechte? Wie gehen wir 
damit um, dass Geburt und Tod zunehmend von Menschen mitbestimmt 
oder ausschließlich bestimmt werden können? Führt die »Sprache der 
Rechte«97 weiter, oder müssen wir sie durch ein anderes Denken ersetzen?

In einer von Konflikten und militärischen Auseinandersetzungen gepräg-
ten Gegenwart ist es nicht einfach, universell gültige Antworten auf diese 
Fragen im Dialog zu finden und einen Kompass für alle, ein Zweites Ka-
pitel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, zu erstellen. Aber, 
wie die Geschichte zeigt, sind Zeiten von Krisen und Konflikten auch Zeiten 
für Visionen, für Entwürfe für eine Zukunft, denn gerade im schwierigen 
Umfeld wird klar und deutlich, was fehlt. Es lohnt sich, daran zu erinnern, 
dass auch die Geschichte der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
in einer der düstersten und verzweifeltsten Phasen des 20. Jahrhunderts 
begann. Im Sommer 1941, als Franklin D. Roosevelt und Winston Churchill  
auf einem britischen Schlachtschiff vor Neufundland die »Atlantik-Charta« 
verabschiedeten, gab es nicht nur, wie in unserer Gegenwart, militärische 
Auseinandersetzungen in zwei Regionen der Welt, im Nahen Osten und 
auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion. Vielmehr war der Krieg welt-
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umspannend geworden, tobte in Europa, aber auch in Asien und Amerika, 
und sein Ausgang war völlig ungewiss. Und doch zeichneten Churchill und 
Roosevelt gerade in diesem Augenblick, am 14. August 1941, ihre Ideen für 
die Welt nach dem Krieg auf, die sie in der Atlantik-Charta bekanntgaben.98 
Mit ihrer Forderung nach »freedom from fear and from want« legten sie den 
Nukleus der nach dem Krieg entwickelten Menschenrechtsidee fest. 

Es fehlen universell gültige normative Vorgaben als Antworten 

auf die vielen offenen Fragen der Gegenwart.
 

In gleicher Weise gilt es auch in der Gegenwart azyklisch zu denken. Gera-
de in einer Zeit, in der Menschenrechte keine gute Konjunktur haben und 
die Geltungskraft des Völkerrechts in Frage gestellt wird, ist es wichtig, 
nach vorne zu blicken. Es gilt nachzudenken, welche universellen Werte 
in einer globalisierten und digitalisierten Welt beständig sind. Ziel kann 
nicht sein, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte abzulösen. Nötig 
aber ist ein Kapitel Zwei. Es fehlen universell gültige normative Vorgaben 
als Antworten auf die vielen offenen Fragen der Gegenwart. Wie in der Mit-
te des letzten Jahrhunderts braucht es Visionen, Menschen, die die Initi-
ative ergreifen und ihre Ideen durchsetzen können wie Eleanor Roosevelt 
oder auch wie Theodor Heuss, der 1948/1949 entscheidend darauf Einfluss 
nahm, dass es gelang, mit dem Grundgesetz ein normatives Gerüst für eine 
neue Wirklichkeit zu schaffen. 

Bei der Arbeit an jenem Zweiten Kapitel wäre es nötig, sich gegenseitig 
noch besser zuzuhören als damals, im Jahr 1948. Es wäre zu überlegen, 
Mahatma Gandhis Idee von den Rechten, Pflichten und Verantwortlichkei-
ten, etwa für Natur und Umwelt und für das Leben zukünftiger Generatio-
nen, an eine deutlich sichtbare Stelle zu setzen und nicht in Art. 29 von 
30 Artikeln zu verstecken. Es wäre auch den Versuch wert, für die chinesi-
sche Idee des rén, des Zwei-Mensch-Seins, eine adäquate Übersetzung zu 
finden und über den Stellenwert der afrikanischen Denkfigur des Ubuntu 
(»die Menschheit gemeinsam gestalten«) nachzudenken. Und vielleicht 
hätte in einem Zweiten Kapitel sogar die im Islam so geschätzte humility, 
die Bescheidenheit und Demut, wieder ihren Platz.
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Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus

Die Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus, eine überparteiliche 
Stiftung des öffentlichen Rechts, betreibt zeitgeschichtliche Forschung 
und politische Bildung. 

In unserer Forschungs- und Bildungsarbeit fragen wir nach den histori-
schen Grundlagen und Traditionen der Demokratie in Deutschland. Dabei 
knüpfen wir an aktuelle Problemlagen an und bieten ein breites Spektrum 
von Veranstaltungen in Form von Kolloquien, Workshops, Podien, Vorträ-
gen und Lesungen. 

Im ehemaligen Stuttgarter Wohnhaus von Theodor Heuss betreiben wir 
eine Erinnerungsstätte. Unter dem Motto »Demokratie als Lebensform« 
führen wir unseren Gästen das Leben von Theodor Heuss und seiner Frau 
Elly Heuss-Knapp in ihren vielfältigen historischen Bezügen vom Deut-
schen Kaiserreich bis zur Bundesrepublik anschaulich vor Augen. Als 
einziges Museum in Deutschland beleuchten wir in unserer expressiv ge-
stalteten Ausstellung »Die Nummer 1. Das Staatsoberhaupt« die Aufgaben 
und Funktionen des Bundespräsidenten in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Schließlich vermitteln drei rekonstruierte Wohnräume Eindrücke von 
der bildungsbürgerlichen Lebenswelt des ersten Bundespräsidenten wäh-
rend der frühen 1960er Jahre.

Forscherinnen und Forschern stellen wir die umfangreichen Nachlässe 
von Theodor Heuss und Elly Heuss-Knapp, eine wissenschaftliche Fachbi-
bliothek sowie eine Mediensammlung zur Verfügung. Geschichtswissen-
schaftliche Akzente setzen wir schließlich mit dem Theodor-Heuss-Kol-
loquium, mit unserer Reihe »Zeithistorische Impulse« sowie der Edition 
»Stuttgarter Ausgabe«, in der wir die Briefe und Publizistik von Theodor 
Heuss für Forschung und Öffentlichkeit bereitstellen.

Die Stiftung wird finanziert aus Mitteln der Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien.

www.stiftung-heuss-haus.de
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Neuerscheinung

Ernst Wolfgang Becker / Frank Bösch (Hg.)

Partizipation per Post
Bürgerbriefe an Politiker in Diktatur 
und Demokratie

380 Seiten mit 7 s/w-Abbildungen
Zeithistorische Impulse, Band 16
ISBN 978-3-515-13660-0 (gebunden)
ISBN 978-3-515-13664-8 (E-Book)
Stuttgart 2024

Bürgerbriefe an Politikerinnen und Politiker sind im 20. Jahrhundert eine 
weitverbreitete Partizipationsform. Bürgerinnen und Bürger wandten sich 
mit Huldigungen, Bitten, Stellungnahmen oder Kritik an ihr politisches 
Personal. Zwischen Privatheit und Öffentlichkeit umgingen Bürgerbriefe 
staatliche Hierarchieebenen und beanspruchten, mit »Volkes Stimme« zu 
sprechen. Sie dienten der politischen Einfl ussnahme jenseits von Wahlen, 
Parteien oder Demonstrationen. Die Politik nahm diese Schreiben als Stim-
mungsbarometer erstaunlich ernst und wendete viel Zeit und Mühen für die 
Antworten auf.
Die Autorinnen und Autoren des Bandes untersuchen den Wandel  dieser 
politischen Kommunikationsform vom Kaiserreich bis zur Deutschen 
Einheit 1990. Sie fragen nach den Motiven, Strukturen und Inhalten der 
 Schreiben sowie nach der Sozialstruktur der Schreibenden. Welchen 
 Stellenwert  haben Emotionen und Autoritätsbekundungen? Welches Ver-
ständnis von Staat und Demokratie, welche Erwartungen an die Politik 
drückt die  Korrespondenz aus? 
Die Bürgerbriefe in Diktatur und Demokratie erweisen sich als ambivalent: 
ein Medium der politischen Partizipation, das aber nicht unbedingt die De-
mokratie fördert.
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Zeithistorische Impulse. Wissenschaftliche Reihe der  
Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus

1  Thomas Hertfelder / Jürgen C. Hess (Hg.)

 Streiten um das Staatsfragment: Theodor Heuss und Thomas Dehler 
 berichten von der Entstehung des Grundgesetzes
 Stuttgart 1999

2  Eberhard Jäckel / Horst Möller / Hermann Rudolph (Hg.)

 Von Heuss bis Herzog: Die Bundespräsidenten im politischen System 
 der Bundesrepublik
 Stuttgart 1999

3  Gangolf Hübinger / Thomas Hertfelder (Hg.)

 Kritik und Mandat. Intellektuelle in der deutschen Politik
 Stuttgart 2000

4  Ulrich Baumgärtner

 Reden nach Hitler. Theodor Heuss – Die Auseinandersetzung mit dem
 Nationalsozialismus
 Stuttgart 2001

5  Ernst Wolfgang Becker / Thomas Rösslein (Hg.)

 Politischer Irrtum im Zeugenstand. Die Protokolle des Untersuchungs-
 ausschusses des württemberg-badischen Landtags aus dem Jahre 1947  
 zur Zustimmung zum »Ermächtigungsgesetz« vom 23. März 1933
 Stuttgart 2003

6  Hans Vorländer (Hg.)

 Zur Ästhetik der Demokratie. Formen der politischen Selbstdarstellung
 Stuttgart 2003

7  Wolfgang Hardtwig / Erhard Schütz (Hg.)

 Geschichte für Leser. Populäre Geschichtsschreibung in Deutschland   
 im 20. Jahrhundert
 Stuttgart 2005

8  Frieder Günther

 Heuss auf Reisen. Die auswärtige Repräsentation der Bundesrepublik 
 durch den ersten Bundespräsidenten
 Stuttgart 2006
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9  Andreas Wirsching / Jürgen Eder (Hg.)

 Vernunftrepublikanismus in der Weimarer Republik.
 Politik, Literatur, Wissenschaft
 Stuttgart 2008

10  Angelika Schaser / Stefanie Schüler-Springorum (Hg.)

 Liberalismus und Emanzipation.
 In- und Exklusionsprozesse im Kaiserreich und in der Weimarer Republik
 Stuttgart 2010

11  Werner Plumpe / Joachim Scholtyseck (Hg.)

 Der Staat und die Ordnung der Wirtschaft.
 Vom Kaiserreich bis zur Berliner Republik
 Stuttgart 2012

12 Anselm Doering-Manteuffel / Jörn Leonhard (Hg.)

 Liberalismus im 20. Jahrhundert
 Stuttgart 2015

13  Frank Bösch / Thomas Hertfelder / Gabriele Metzler (Hg.)

 Grenzen des Neoliberalismus.
 Der Wandel des Liberalismus im späten 20. Jahrhundert
 Stuttgart 2018

14 Wolfgang Hardtwig

 Freiheitliches Bürgertum in Deutschland.
 Der Weimarer Demokrat Eduard Hamm zwischen Kaiserreich und  
 Widerstand
 Stuttgart 2018

15  Ernst Wolfgang Becker / Elke Seefried / Johannes Hürter / Frank Bajohr (Hg.)

 Liberalismus und Nationalsozialismus.
 Eine Beziehungsgeschichte
 Stuttgart 2020

16 Ernst Wolfgang Becker / Frank Bösch (Hg.), 

 Partizipation per Post
 Bürgerbriefe an Politiker in Diktatur und Demokratie
 Stuttgart 2024
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Edition »Theodor Heuss. Stuttgarter Ausgabe«

Unter dem Titel »Theodor Heuss. Stuttgarter Ausgabe« gibt die Stiftung 
Bundespräsident-Theodor-Heus-Haus eine Edition der Briefe, Schriften, 
Reden und Ge spräche von Theodor Heuss heraus.

Die bereits abgeschlossene Reihe der Briefe umfasst folgende Bände:

Theodor Heuss: Aufbruch im Kaiserreich. Briefe 1892–1917
Herausgegeben und bearbeitet von Frieder Günther
München 2009

Theodor Heuss: Bürger der Weimarer Republik. Briefe 1918–1933
Herausgegeben und bearbeitet von Michael Dorrmann
München 2008

Theodor Heuss: In der Defensive. Briefe 1933–1945
Herausgegeben und bearbeitet von Elke Seefried
München 2009

Theodor Heuss: Erzieher zur Demokratie. Briefe 1945–1949
Herausgegeben und bearbeitet von Ernst Wolfgang Becker
München 2007

Theodor Heuss: Der Bundespräsident. Briefe 1949–1954
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